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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1981 Ausgegeben am 10. Feber 1981 21. Stück

47.Bundesgesetz: Änderung des Nationalbankgesetzes 1955
(NR: GP XV RV 474 AB 589 S. 63. BR: 2275 AB 2288 S. 406.)

48. Bundesgesetz: Änderung des Gebührengesetzes 1957
(NR: GP XV RV 549 AB 608 S. 63. BR: 2276 AB 2292 S. 406.)

49. Bundesgesetz: Postsparkassengesetznovelle 1981
(NR: GP XV RV 475 AB 605 S. 63. BR: AB 2289 S. 406.)

50.Bundesgesetz: Leistung eines sechsten zusätzlichen Beitrages zur Internationalen Entwicklungs-
organisation (IDA)
(NR: GP XV RV 434 AB 607 S. 63. BR: AB 2291 S. 406.)

5 1 . Bundesgesetz: Gewährung eines Bundeszuschusses an das Land Burgenland aus Anlaß der 60 jäh-
rigen Zugehörigkeit zu Österreich
(NR: GP XV RV 499 AB 591 S. 63. BR: AB 2290 S. 406.)

4 7 . Bundesgesetz vom 21. Jänner 1981, mit
dem das Nationalbankgesetz 1955 geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Nationalbankgesetz 1955, BGBl. Nr. 184,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 200/
1967, 276/1969, 224/1972 und 494/1974 wird
wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) In folgenden Fällen wird die Firma der
Bank vom Präsidenten und einem weiteren
Mitglied des Generalrates gezeichnet:

1. Stellungnahmen zu Gesetzentwürfen (§ 21
Z 1);

2. Verlautbarungen betreffend die Festsetzung
des Zinsfußes im Eskont- und Darlehens-
geschäft (§ 21 Z 2);

3. Mindestreserve-Kundmachungen (§ 21 Z 4);
4. Verlautbarungen im Zusammenhang mit der

Ausgabe oder Einziehung von Banknoten
(§ 21 Z 9);

5. Ernennung, Pensionierung, Kündigung oder
Entlassung der in § 21 Z 14 genannten
Funktionäre."

2. Im § 5 sind die bisherigen Abs. 2 bis 4 als
Abs. 3 bis 5 zu bezeichnen.

3. § 7 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Hinsichtlich der Zulässigkeit der Über-
mittlung von Daten im Sinne des § 7 Abs. 2

DSG, BGBl. Nr. 565/1978, an die Oesterreichi-
sche Nationalbank ist diese den Organen des
Bundes gleichzustellen."

4. Im § 21 hat Z 7 zu entfallen, die bisherigen
Z 8 bis 17 sind als Z 7 bis 16 zu bezeichnen.

5. § 21 Z 14 hat zu lauten:

„14. die Ernennung des Generaldirektors, des
Generaldirektorstellvertreters, der übrigen
Mitglieder des Direktoriums, des Direktors
der Wertpapierdruckerei und der Direkto-
renstellvertreter sowie ihre Pensionierung,
Kündigung oder Entlassung. Die Ernennung
kann auf höchstens fünf Jahre vorgenom-
men werden; erfolgt sie auf eine bestimmte
längere Zeit, auf unbestimmte Zeit oder
ohne Zeitangabe, ist sie fünf Jahre wirk-
sam. Eine wiederholte Ernennung ist zu-
lässig;"

6. § 22 Abs. 3, 4 und 5 haben zu lauten:

„(3) Mitglieder des Generalrates können nur
Personen sein, welche die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzen und vom Wahlrecht in den
Nationalrat nicht ausgeschlossen sind. Mitglie-
der des Generalrates sollen leitende Persönlich-
keiten des praktischen Wirtschaftslebens, ferner
Rechts- und Wirtschaftswissenschafter sein. Unter
ihnen sollen sich Vertreter

1. der Kreditunternehmungen,
2. der Industrie,
3. des Handels und Gewerbes,
4. der Landwirtschaft und
5. der Angestellten- und Arbeiterschaft

befinden.
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(4) Im aktiven Dienst des Bundes oder eines
Landes stehende Personen sowie Mitglieder des
Nationalrates, des Bundesrates oder eines Land-
tages, der Bundesregierung oder einer Landes-
regierung können dem Generalrat nicht ange-
hören. Die Einschränkung hinsichtlich im akti-
ven Dienst des Bundes stehender Personen gilt
nicht für Universitätsprofessoren der Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften. Von den Mit-
gliedern des Generalrates dürfen nicht mehr als
vier hauptberuflich der Verwaltung von Kredit-
unternehmungen angehören; sie können nicht
dem Präsidium angehören.

(5) Das nach § 40 ArbVG, BGBl. Nr. 22/1974,
zuständige Belegschaftsorgan ist berechtigt, zu
Verhandlungen über Personal-, Sozial- und
Wohlfahrtsangelegenheiten zwei Vertreter zu
entsenden. Diese Vertreter haben bei Ausübung
ihrer Befugnisse dieselben Rechte und Pflichten
wie die Mitglieder des Generalrates."

7. § 39 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Bediensteten der Bank sind verpflich-
tet, über die Verhandlungen und über alle ein-
zelnen Geschäfte der Bank, besonders aber über
den Umfang der von ihr gewährten Kredite
sowie über die Namen der Eigentümer der bei
der Bank liegenden Gelder, Pfänder und Deposi-
ten und über Zahl, Beschaffenheit und Wert
der letzteren Verschwiegenheit zu beachten."

8. § 43 Abs. 1 bis 4 haben zu lauten:

„(1) Die Oesterreichische Nationalbank kann
Unternehmungen, die Bankgeschäfte betreiben
(in der Folge „mindestreservepflichtige Unter-
nehmungen" genannt), zur Erfüllung der Ziel-
setzungen des § 2 Abs. 2 bis 4 verpflichten, gemäß
den folgenden Absätzen bestimmte Aktiva als
Mindestreserve zu halten.

(2) Die Höhe der Mindestreserve wird durch
Hundertsätze (Mindestreservesätze) der Ver-
pflichtungen der mindestreservepflichtigen Unter-
nehmungen aus der Entgegennahme fremder
Gelder bestimmt; hiebei haben Verpflichtungen
gegenüber anderen nach diesen Vorschriften
mindestreservepflichtigen Unternehmungen außer
Betracht zu bleiben. Als Verpflichtungen aus der
Entgegennahme fremder Gelder gelten auch
Verpflichtungen aus der Emission von Wert-
papieren, soweit diese keine Anteilsrechte ver-
körpern und ihre Ausgabe nicht den Bestim-
mungen des Wertpapier-Emissionsgesetzes, BGBl.
Nr. 65/1979, unterliegt. Sofern auf effektive
Fremdwährung lautende Verpflichtungen in die
Mindestreservebemessung einbezogen werden, hat
dies nur insoweit zu geschehen, als diese Ver-
pflichtungen die Summe der auf effektive Fremd-
währung lautenden Forderungen der einzelnen
mindestreservepflichtigen Unternehmung im
Berichtszeitraum übersteigen.

(3) Die Mindestreservesätze sind vom Bestand
der der Mindestreservebemessung zugrunde lie-
genden Verpflichtungen zu berechnen; bei Fremd-
währungsverpflichtungen können sie — falls eine
besondere Liquiditätsbindung geboten ist —
außer vom Bestand zusätzlich noch von deren
Zuwachs berechnet werden.

(4) Die Mindestreservesätze werden von der
Oesterreichischen Nationalbank unter Bedacht-
nahme auf die jeweiligen währungs- und kredit-
politischen Verhältnisse festgesetzt. Sie dürfen
25 vH für Sichtverbindlichkeiten sowie 15 vH
für befristete Verpflichtungen und Spareinlagen
nicht überschreiten; für Fremdwährungsverpflich-
tungen kann bei der Berechnung der Mindest-
reserve vom Bestand ein Mindestreservesatz bis
zu 25 vH und bei der Berechnung vom Zuwachs
zusätzlich bis zu 50 vH des Zuwachses festgesetzt
werden. Innerhalb der in diesem Absatz ange-
führten Grenzen kann die Oesterreichische
Nationalbank die Mindestreservesätze für ein-
zelne Gruppen von mindestreservepflichtigen
Unternehmungen unter Bedachtnahme auf deren
Struktur, Geschäftstätigkeit, Größe und Auf-
gaben, ferner für einzelne Arten von Verpflich-
tungen unter Bedachtnahme auf deren Befristung
oder auf die Art der Verfügungsmöglichkeit des
Gläubigers, in Zollausschlußgebieten auch unter
Bedachtnahme auf besondere dort bestehende
wirtschaftliche und finanzielle Gegebenheiten
verschieden hoch bemessen. In Zollausschluß-
gebieten hat bei der Einbeziehung von Ver-
pflichtungen, die auf die dort umlaufende Fremd-
währung lauten, in die Mindestreservebemessung
die in Abs. 2 vorgesehene Saldierung zu unter-
bleiben."

9. § 44 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„(1) Die Oesterreichische Nationalbank ist be-
rechtigt, soweit dies zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderlich ist, von österreichischen
Kreditunternehmungen, Versicherungsunterneh-
men privaten oder Versicherungsanstalten öffent-
lichen Rechtes, öffentlichen Fonds und Kapital-
anlagegesellschaften Auskünfte und Unterlagen
einzuholen und ihnen Termine, Form und Gliede-
rung der von ihnen zu liefernden Ausweise vor-
zuschreiben und diese Daten anonymisiert stati-
stisch zu verarbeiten."

10. § 47 lit. d hat zu lauten:

„d) Gold zu kaufen und zu verkaufen;"

11. § 48 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:

„Unter den angeführten Voraussetzungen kön-
nen auch Wechsel von Unternehmungen des
Bundes, der Länder und Gemeinden in Eskont
genommen werden, sofern diese Unternehmun-
gen als Kaufleute in das Handelsregister einge-
tragen sind oder sonst abgesondert von der
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öffentlichen Verwaltung als selbständige Unter-
nehmungen geführt werden."

12. § 50 hat zu entfallen.

13. § 51 Abs. 2 Z 1 hat zu lauten:

„1. Gold;"

14. Die Überschrift zum Abschnitt C des
Art. X hat zu lauten:

„C. Offenmarktgeschäft"

15. § 57 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Bank ist berechtigt, nach den vom
Direktorium festzusetzenden Bestimmungen
Edelmetall, Geld, Wertpapiere und Urkunden
zur Aufbewahrung und Wertpapiere zur Ver-
waltung zu übernehmen."

16. § 62 Abs. 1 Z 1 hat zu lauten:

„1. durch Gold;"

17. § 69 Abs. 1 lit. a hat zu lauten:

„a) die während des Jahres angesammelten
buchmäßigen Kursgewinne (Differenz zwi-
schen dem Buchwert und dem Geldkurs
der valutarischen Bestände), die unmittel-
bar einer Reserve zuzuführen sind, die
zur Deckung von Kursrisken dient, welche
mit der Haltung valutarischer Bestände
verbunden sind;"

18. § 69 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„(3) Von dem verbleibenden Reingewinn er-
hält der Bund vorerst ein Drittel, vom rest-
lichen Teil des Reingewinnes erhalten die Ak-
tionäre gemäß Beschluß der Generalversamm-
lung eine Dividende bis 10 vH ihres Anteiles
am Grundkapital."

19. § 70 Abs. 2 Z 1 lit. a und b haben zu
lauten:

„a) den Stand an Gold;

b) den Stand an Devisen und Valuten;"

20. § 72 Abs. 3 und 4 haben zu lauten:

„(3) Die Bank ist ferner hinsichtlich der Ein-
oder Ausfuhr von Gold von der Entrichtung
der Außenhandelsförderungsbeiträge befreit.

(4) Die Bank genießt ferner die volle Befrei-
ung von der Entrichtung der Postgebühren für
die Geldsendungen ihrer Bankanstalten unter-
einander und im Verkehr mit öffentlichen Kas-
sen und Ämtern."

21. § 77 Abs. 4 hat au lauten:

„(4) Das der Bank eingeräumte Vorzugsrecht
bezieht sich nicht auf bei ihr als Mindestreserve
gehaltene Guthaben gemäß § 43."

22. § 79 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Als gefälscht oder verfälscht erkannte
außer Kurs gesetzte Gold- und Silbermünzen
können von der Oesterreichischen Nationalbank,
den Kreditunternehmungen und den öffentlichen
Kassen nur eingezogen werden, wenn Ersatz
des Gold- oder Silberwertes geleistet wird; sol-
len sie wieder ausgefolgt werden, sind sie vor-
her unbrauchbar zu machen."

23. § 80 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wer ohne Bewilligung der Oesterreichi-
schen Nationalbank Abbildungen ihrer in Um-
lauf befindlichen Banknoten (§ 63 Abs. 1 und 2)
oder von Teilen derselben oder wer Erzeug-
nisse, die den Noten der Bank ähnlich sind, her-
stellt oder verbreitet, begeht, wenn die Tat
weder eine Geldfälschung (§ 79 Abs. 1) noch
sonst eine strenger zu ahndende strafbare Hand-
lung begründet, eine Verwaltungsübertretung."

24. Im § 80 Abs. 2 hat der letzte Satz zu ent-
fallen.

Artikel II

Fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes, spätestens jedoch mit Ablauf des
35. Dienstjahres, verliert die zu diesem Zeit-
punkt in Geltung stehende unbefristete Ernen-
nung des Generaldirektors, des Generaldirektor-
stellvertreters, der übrigen Mitglieder des Direk-
toriums, des Direktors der Wertpapierdruckerei
und der Direktorenstellvertreter ihre Wirksam-
keit. Eine neuerliche Ernennung unter Berück-
sichtigung der Bestimmungen des § 21 Z 14
ist jedoch zulässig. Bestehende dienstrechtliche
Ansprüche bleiben durch die Regelung dieser
Übergangsbestimmung unberührt.

Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. März 1981
in Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Salcher

4 8 . Bundesgesetz vom 21. Jänner 1981, mit
dem das Gebührengesetz 1957 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 129/1958, 137/1958, 111/1960, 106/1962,
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115/1963, 87/1965, 44/1968, 306/1968, 224/
1972, 401/1974, 668/1976 und 563/1980 wird
wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Hundertsatzgebühren sind, sofern
in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt
ist, mit Bescheid festzusetzen. Hundertsatzge-
bühren bis zum Betrag von 500 S können durch
Verwendung von Stempelmarken entrichtet
werden; sie sind durch Verwendung von Stem-
pelmarken zu entrichten, wenn eine zur ge-
schäftsmäßigen Parteienvertretung befugte Per-
son beim Abschluß oder bei der Beurkundung
des Rechtsgeschäftes mitgewirkt hat."

2. § 3 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Einem Gebührenschuldner, der in seinem
Betrieb laufend eine Vielzahl gleichartiger
Rechtsgeschäfte abschließt und die Gewähr für
die ordnungsgemäße Einhaltung der Gebühren-
vorschriften bietet, hat das Finanzamt, in dessen
Amtsbereich sich die Geschäftsleitung des Be-
triebes des Gebührenschuldners befindet, auf
Antrag zu bewilligen, daß er die auf diese
Rechtsgeschäfte entfallenden Hundertsatzge-
bühren an Stelle der sonst in diesem Bundes-
gesetz angeordneten Entrichtungsformen selbst
berechnet und bis zum 10. des dem Entstehen
der Gebührenschuld folgenden zweiten Monats
an dieses Finanzamt entrichtet. Personen, die
auf Grund der erteilten (Bewilligung verpflichtet
sind, die Hundertsatzgebühren auf diese Art
zu entrichten, haben über diese gebühren-
pflichtigen Rechtsgeschäfte fortlaufende Auf-
schreibungen zu führen, welche die für die Ge-
bührenbemessung erforderlichen Angaben ent-
halten. Innerhalb der Zahlungsfrist ist dem
Finanzamt für den jeweiligen Berechnungs- und
Zahlungszeitraum eine Abschrift dieser Auf-
schreibungen zu übersenden. Die Übersendung
der Abschrift gilt als Gebührenanzeige gemäß
§ 31. Auf den Urkunden ist ein Vermerk an-
zubringen, der die Bezeichnung des Bewilli-
gungsbescheides (und die fortlaufende Nummer
der Aufschreibungen enthält. Mit Erteilung
einer Bewilligung, die Gebühren für bestimmte
Rechtsgeschäfte selbst zu berechnen, wird das
Finanzamt für die Erhebung dieser Gebühren
örtlich zuständig. Es hat jeweils für den Zeit-
raum eines Kalenderhalbjahres die Hundert-
satzgebühren für jedes gebührenpflichtige
Rechtsgeschäft, das in den Aufschreibungen ab-
gerechnet wurde, mit Bescheid festzusetzen."

3. Dem § 3 ist folgender Abs. 5 anzufügen:

„(5) Auf Antrag hat die Finanzlandesdirek-
tion, in deren Amtsbereich der Antragsteller
seinen Wohnsitz (Sitz) hat, an Stelle der Ge-
bührenentrichtung in Stempelmarken die Ge-

bührenentrichtung durch Anbringen von Frei-
stempelabdrucken zu bewilligen, wenn der An-
tragsteller glaubhaft macht, daß für ihn nach
Art und Umfang der bei ihm anfallenden ge-
bührenpflichtigen Schriften und Rechtsgeschäfte
ein Bedarf gegeben ist und die Gewähr dafür
besteht, daß er die für die Verwendung von
Freistempelmaschinen festgesetzten Bedingun-
gen einhält. Der Bundesminister für Finanzen
ist ermächtigt, die näheren Bestimmungen über
die Bewilligung des Betriebes einer Freistempel-
maschine, über die Art der Freistempelmaschine,
über die Anbringung der Abdrucke und über die
Abdrucke selbst sowie über die Verrechnung der
Abdrucke durch Verordnung zu treffen. Auf die
Freistempelalbdrucke sind die Bestimmungen über
Stempelmarken sinngemäß anzuwenden."

4. Dem § 9 Abs. 1 ist als zweiter Satz anzu-
fügen:

„Diese Gebührenerhöhung ist nicht zu erheben,
wenn eine Gebühr im Ausland in Stempelmar-
ken zu entrichten gewesen wäre."

5. Dem § 14 TP 1 ist folgender Abs. 3 anzu-
fügen:

„(3) Wird vom Patentamt zur Geltend-
machung von Prioritätsrechten in anderen Län-
dern gleichzeitig die Herstellung mehrerer Ab-
schriften von Patentanmeldungen begehrt, so
ist die Gebühr nur für eine Abschrift zu ent-
richten; auf der zweiten und jeder weiteren
Abschrift ist vom Patentamt ein Vermerk über
die Gebührenfreiheit nach dieser Bestimmung
anzubringen."

6. § 14 TP 6 Abs. 5 Z 3 hat zu lauten:

„3. Gesuche um die Verleihung eines Stipen-
diums sowie Eingaben in Unterrichtsangelegen-
heiten (einschließlich Begründung und Beendi-
gung des Schulverhältnisses) und in Prüfungs-
angelegenheiten öffentlicher oder mit dem
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteter Schulen, der
Schulen im Sinne des Bundesgesetzes betreffend
die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der
medizinisch-technischen Dienste und der Sani-
tätshilfsdienste, BGBl. Nr. 102/1961, und der
Bundeshebammenlehranstalten, mit Ausnahme
von Eingaben im Verfahren betreffend Eig-
nungserklärung von Unterrichtsmitteln, Exter-
nistenprüfungen, Nostrifikation ausländischer
Zeugnisse und Ersatzbestätigungen für ver-
lorene Zeugnisse;"

7. § 14 TP 6 Abs. 5 Z 4 hat zu lauten:

„4. Eingaben im Ermittlungs- und Rechts-
mittelverfahren in Abgabensachen vor Finanz-
oder Verwaltungsbehörden, wodurch die den
Gesetzen entsprechende Festsetzung der öffent-
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lichen Abgaben, eine Überprüfung ihrer Rich-
tigkeit und Rechtmäßigkeit und die Rücker-
stattung von Überzahlungen herbeigeführt wer-
den soll sowie Eingaben, die auf die Berichti-
gung einer unrichtigen Verrechnungsweisung für
selbstberechnete oder zur Abfuhr einbehaltene
Abgabenbeträge oder die Aufhebung (Vermei-
dung) der Rechtsfolgen einer solchen Verrech-
nungsweisung gerichtet sind; dazu gehören nicht
Gesuche um Stundung und Nachlaß von Ab-
gaben;"

8. § 14 TP 6 Abs. 5 Z 7 hat zu lauten:

„7. Eingaben im Verwaltungsstrafverfahren,
ausgenommen Gnadenansuchen, Ansuchen um
Nachsicht oder Milderung der Strafe, Ansuchen
um Zahlungserleichterung und Eingaben in
Privatanklagesachen;"

9. § 14 TP 6 Abs. 5 Z 10 hat zu lauten:

„10. Ansuchen um Aufnahme in das öffent-
lich-rechtliche Dienstverhältnis und Eingaben
öffentlich-rechtlich Bediensteter und ihrer Hin-
terbliebenen in Dienstrechtsangelegenheiten;"

10. Im § 14 TP 6 Abs. 5 Z 11 hat an die
Stelle des Punktes ein Strichpunkt zu treten.
Folgende Z 12 und 13 sind anzufügen:

"12. Eingaben von Personen, die nicht durch
berufsmäßige Parteienvertreter vertreten sind,
um Anleitung zur Vornahme von Verfahrens-
handlungen während eines Verfahrens;

13. Eingaben von Zeugen und Auskunfts-
personen zur Erlangung der gesetzlich vorge-
sehenen Zeugengebühren."

11. § 14 TP 14 Abs. 2 Z 4 hat zu lauten:

„4. Zeugnisse in Unterrichtsangelegenheiten
von öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeits-
recht ausgestatteten Schulen, von Schulen im
Sinne des Bundesgesetzes betreffend die Rege-
lung des Krankenpflegefachdienstes, der medizi-
nisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfs-
dienste, BGBl. Nr. 102/1961, und von Bundes-
hebammenlehranstalten, mit Ausnahme der
Zeugnisse über Lehramtsprüfungen und
Diplomprüfungen von Akademien oder ver-
wandten Lehranstalten und diesen vergleich-
baren Schulen sowie Zeugnisse über Externisten-
prüfungen;"

12. Im § 14 TP 14 Abs. 2 Z 5 hat das Wort
„ärztliche" zu entfallen.

13. Im § 14 TP 14 Abs. 2 Z 6 sind vor den
Worten „im Universitäts- und Kunsthochschul-
bereich" die Worte „in Studienangelegenheiten"
einzufügen.

14. § 14 TP 14 Abs. 2 Z 18 hat zu lauten:

„18. Ursprungszeugnisse sowie auf Handels-
rechnungen angebrachte Vidierungsvermerke,
die von in- oder ausländischen Einfuhrbehörden
bei der Eingangsabfertigung von Waren ver-
langt werden;"

15. Dem § 14 TP 14 Abs. 2 sind als Z 19
und 20 anzufügen:

„19. Bestätigungen über die Hinterlegung von
Bürgschaftserklärungen im Rahmen des gemein-
schaftlichen Versandverfahrens (Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur An-
wendung der Bestimmungen über das gemein-
schaftliche Versandverfahren, BGBl. Nr. 599/
1973);

20. Bestätigungen in Meldezetteln über er-
folgte An- oder Abmeldungen."

16. § 16 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Wird über ein Rechtsgeschäft eine Ur-
kunde im Ausland errichtet, so entsteht die
Gebührenschuld,

1. wenn die Parteien des Rechtsgeschäftes im
Inland einen Wohnsitz (gewöhnlichen Aufent-
halt), ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz haben
oder eine inländische Betriebsstätte unterhalten
und

a) das Rechtsgeschäft eine im Inland befindliche
Sache betrifft oder

b) eine Partei im Inland zu einer Leistung auf
Grund des Rechtsgeschäftes berechtigt oder
verpflichtet ist,

in dem für im Inland errichtete Urkunden maß-
geblichen Zeitpunkt; wenn jedoch die in lit. a
oder lit. b bezeichneten Erfordernisse erst im
Zeitpunkt der Errichtung eines Zusatzes oder
Nachtrages erfüllt sind, in diesem Zeitpunkt;
im übrigen

2. wenn die Urkunde (beglaubigte Abschrift)
in das Inland gebracht wird und entweder

a) das Rechtsgeschäft ein in Z 1 lit. a oder
lit. b bezeichnetes Erfordernis erfüllt, im
Zeitpunkt der Einbringung der Urkunde
in das Inland, oder

b) auf Grund des Rechtsgeschäftes im Inland
eine rechtserhebliche Handlung vorgenom-
men oder von der Urkunde (Abschrift) ein
amtlicher Gebrauch gemacht wird, mit der
Vornahme dieser Handlungen."

17. § 18 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Erklärungen (Eingaben, Protokolle), wo-
mit vor Gericht oder anderen Behörden ein
Rechtsgeschäft beurkundet wird, sind, sofern
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über das Rechtsgeschäft noch keine andere Ur-
kunde in einer für das Entstehen der Gebüh-
renschuld maßgeblichen Weise errichtet worden
ist, als Rechtsurkunden anzusehen und unter-
liegen der für das Rechtsgeschäft vorgesehenen
Gebühr; die Erklärung selbst unterliegt der
festen Gebühr für Eingaben oder Protokolle."

18. §20 Z 5 hat zu lauten:

„5. Sicherungs- und Erfüllungsgeschäfte —
ausgenommen Wechsel — zu Darlehensverträ-
gen (§ 33 TP 8), Kreditverträgen (§ 33 TP 19)
und Haftungs- und Garantiekreditverträgen
mit Kreditunternehmungen, der Oesterreichi-
schen Nationalbank, den Versicherungsunter-
nehmungen und den Bausparkassen, sofern über
die genannten Verträge eine Urkunde in einer
für das Entstehen der Gebührenschuld maßgeb-
lichen Weise errichtet worden ist;"

19. Dem § 20 ist folgende Z 6 anzufügen:

„6. Rechtsgeschäfte, über die eine Urkunde
im Ausland errichtet wurde, solange keine
andere Voraussetzung für das Entstehen der
Gebührenschuld gegeben ist als die Verwen-
dung der Urkunde (beglaubigten Abschrift) bei
einem Gericht (Schiedsgericht), das nur auf
Grund einer Vereinbarung eines inländischen
Gerichtsstandes zuständig ist."

20. § 21 hat zu lauten:

„§ 21. Werden durch einen Zusatz oder Nach-
trag zu einer bereits ausgefertigten Urkunde
die darin beurkundeten Rechte oder Verbind-
lichkeiten ihrer Art oder ihrem Umfang nach
geändert oder wird die vereinbarte Geltungs-
dauer des Rechtsgeschäftes verlängert, so ist
dieser Zusatz oder Nachtrag im Umfang der
vereinbarten Änderung oder Verlängerung als
selbständiges Rechtsgeschäft gebührenpflichtig."

21. Dem § 31 Abs. 2 ist als zweiter Satz an-
zufügen:

„Sind zur Gebührenanzeige mehrere Personen
verpflichtet und hat eine dieser Personen die
Bewilligung zur Selbstberechnung (§ 3 Abs. 4),
so entfällt für die übrigen die Anzeigepflicht."

22. Im § 33 haben die Tarifposten 2, 3, 6 und
13 zu entfallen.

22 a. § 33 TP 5 Abs. 4 Z 2 hat zu lauten:

„2. Werknutzungsverträge sowie Patent-, Mar-
ken- und Musterlizenzverträge;"

23. § 33 TP 8 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Darlehensverträge nach dem Werte der
dargeliehenen Sache 0,8 v. H.

(2) Der Gebühr unterliegen nicht:

1. Darlehensverträge gegen Verpfändung von
Wertpapieren oder Waren mit statutenmäßig zu
solchen Darlehensgeschäften berechtigten Kredit-
unternehmungen, soweit und solange Wertpapiere
oder Waren verpfändet sind;

2. Darlehensverträge gegen Faustpfand mit
Pfandleihanstalten;

3. Darlehensverträge, die den Voraussetzun-
gen für die Gebührenfreiheit von Kreditverträ-
gen gemäß § 33 Tarifpost 19 Abs. 4 sinngemäß
entsprechen."

24. Im § 33 TP 8 Abs. 4 hat der erste Satz
zu lauten:

„(4) Wurde über ein Darlehen eines Gesell-
schafters an seine Gesellschaft keine Urkunde
in einer für das Entstehen der Gebührenschuld
maßgeblichen Weise errichtet, so gelten die
nach den abgabenrechtlichen Vorschriften im
Inland zu führenden Bücher und Aufzeichnun-
gen des Darlehensschuldners, in die das Dar-
lehen aufgenommen wurde, als Urkunde."

25. § 33 TP 16 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Wurde über den Gesellschaftsvertrag
keine Urkunde in einer für das Entstehen der
Gebührenschuld maßgeblichen Weise errichtet,
so ist die Anmeldung zur Eintragung ins Han-
delsregister als Urkunde über das Rechtsge-
schäft anzusehen."

26. § 33 TP 19 hat zu lauten:

„19 K r e d i t v e r t r ä g e

(.1) Kreditverträge, mit welchen den Kredit-
nehmern die Verfügung über einen bestimm-
ten Geldbetrag eingeräumt wird, von der ver-
einbarten Kreditsumme,

1. wenn der Kreditnehmer über die Kredit-
summe nur einmal oder während einer bis zu
fünf Jahren vereinbarten Dauer des Kreditver-
trages mehrmals verfügen kann 0,8 v. H.;

2. im übrigen 1,5 v. H.

(2) Auf Kreditverträge von Gesellschaftern
an ihre Gesellschaft sind die Bestimmungen
des § 16 Abs. 6 und des § 33 Tarifpost 8 Abs. 4
sinngemäß anzuwenden.

(3) Den Kreditverträgen stehen die im Rah-
men des Factoringgeschäftes (§ 1 Abs. 2 Z 12
KWG) getroffenen Vereinbarungen über die
Gewährung eines Rahmens für die Inanspruch-
nahme von Anzahlungen gleich.

(4) Gebührenfrei sind:

1. Prolongationen von Kreditverträgen, für
die nach diesem Bundesgesetz eine Gebühr zu
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entrichten war, bis zu einer Dauer des Kredit-
verhältnisses von fünf Jahren; im übrigen bei
wiederholten Prolongationen jene, mit denen
nicht ein Vielfaches von fünf Jahren überschrit-
ten wird;

2. Verträge über Kredite an Kreditunterneh-
mungen, die zum Kreditgeschäft (§ 1 Abs. 2 Z 3
KWG) berechtigt sind oder gebührenpflichtige
Kredite gemäß Abs. 3 gewähren, sowie Verträge
über Kredite an die Oesterreichische National-
bank und an Bausparkassen;

3. Verträge über Kredite von Kreditunter-
nehmungen und der Oesterreichischen National-
bank an Kreditnehmer, die im Inland weder
einen Wohnsitz (gewöhnlichen Aufenthalt) noch
ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz haben;

4. Kreditverträge zur Finanzierung von
Rechtsgeschäften oder Rechten, soweit dafür der
Bundesminister für Finanzen namens des Bundes
eine Haftung nach dem Ausfuhrförderungsgesetz
1964 übernommen hat;

5. Verträge über Kredite, «die aus Mitteln der
Exportfonds-Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung refinanziert werden;

6. Verträge über Kredite aus Mitteln des
ERP-Fonds (Eigenblock, Nationalbankblock);

7. Verträge über Kredite, die nur in ausländi-
scher Währung in Anspruch genommen werden
dürfen;

8. Verträge über Kredite von Bausparkassen
an ihre Bausparer."

27. Im § 33 TP 20 Abs. 2 Z 2 hat an die
Stelle des Punktes ein Strichpunkt zu treten.
Folgende Z 3 und 4 sind anzufügen:

„3. Vergleiche, die mit einem Sozialhilfeträger
über Ersatzansprüche abgeschlossen werden;

4. Vergleiche mit dem Bundesminister für
Finanzen namens des Bundes über Ansprüche
aus Haftungen nach dem Ausfuhrförderungsge-
setz 1964."

28. § 33 TP 21 Abs. 2 Z 2 und 3 haben zu
lauten:

„2. Zessionen zwischen Kreditunternehmun-
gen, der Oesterreichischen Nationalbank und
den Bausparkassen sowie Zessionen von Forde-
rungen gegen Gebietskörperschaften zwischen
den genannten Instituten einerseits und Ver-
sicherungsunternehmungen andererseits;

3. Zessionen von Forderungen zur Erfüllung
eines Factoringvertrages, in dem eine gemäß
§ 33 Tarifpost 19 Abs. 3 gebührenpflichtige
Rahmenvereinbarung getroffen wurde;"

29. Dem § 33 TP 21 Abs. 2 sind folgende
Z 4 und 5 anzufügen:

„4. Zessionen der Exporteure von Forderun-
gen aus Ausfuhrgeschäften, soweit dafür der
Bundesminister für Finanzen namens des Bun-
des eine Haftung nach dem Ausfuhrförderungs-
gesetz 1964 übernommen hat;

5. Zessionen von Forderungen, für die der
Bundesminister für Finanzen namens des Bun-
des eine Haftung nach dem Ausfuhrförderungs-
gesetz 1964 übernommen hat, an den Bund nach
Eintritt eines Haftungsfalles."

30. Im § 33 TP 22 Abs. 7 Z 2 hat an die
Stelle des Punktes ein Strichpunkt zu treten.
Folgende Z 3 und 4 sind anzufügen:

„3. Finanzwechsel und deren Prolongationen,
die für Kredite begeben werden, für die der
Bundesminister für Finanzen namens des Bundes
eine Haftung nach dem Ausfuhrfinanzierungs-
förderungsgesetz 1967 übernommen hat, sofern
sie von der Österreichischen Kontrollbank
Aktiengesellschaft mit einem Vermerk über das
Vorliegen der Voraussetzungen für die Gebüh-
renfreiheit nach dieser Bestimmung versehen
sind;

4. Finanzwechsel und deren Prolongationen
über Forderungen aus Ausfuhrgeschäften und
Kreditverträgen, für die der Bundesminister für
Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach
dem Ausfuhrförderungsgesetz 1964 übernom-
men hat, sofern sie von der Österreichischen
Kontrollbank Aktiengesellschaft mit einem Ver-
merk über das Vorliegen der Voraussetzungen
für die Gebührenfreiheit nach dieser Bestim-
mung versehen sind."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz ist auf alle Tatbe-
stände anzuwenden, die nach dem 31. März
1981 verwirklicht werden.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetze 5
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Salcher

4 9 . Bundesgesetz vom 21. Jänner 1981, mit
dem das Postsparkassengesetz 1969 geändert

wird (Postsparkassengesetznovelle 1981)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Postsparkassengesetz 1969, BGBl. Nr. 45?,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/
1979 wird wie folgt geändert:
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1. Dem § 1 sind folgende Abs. 4 und 5 anzu-
fügen:

„(4) Soweit im folgenden nicht etwas anderes
bestimmt wird, findet das Kreditwesengesetz,
BGBl. Nr. 63/1979, mit Ausnahme der §§ 4 bis 9,
des § 10 Abs. 1 Z l , 3, 4 und 5 sowie Abs. 2
und 4 und des § 12 Abs. 3 Anwendung.

{5) Die Österreichische Postsparkasse ist berech-
tigt, Vereinbarungen über nachrangiges Kapital
im Sinne des § 12 Abs. 8 des Kreditwesenge-
setzes abzuschließen."

2. Im § 5 sind nach Z 6 nachstehende Z 7
und 8 einzufügen:

„7. das Wertpapieremissionsgeschäft (§ 1 Abs. 2
Z 8 und 9 des Kreditwesengesetzes) mit
Ausnahme der Ausgabe von Pfandbriefen
und Kommunalschuldverschreibungen;

8. das Garantiegeschäft (§ 1 Abs. 2 Z 7 des
Kreditwesengesetzes), dieses jedoch nur bis
zur Höhe von insgesamt 2 vH der Ver-
pflichtungen aus Einlagen und Wertpapier-
emissionen;"

3. Im § 5 sind die bisherigen Z 7 und 8 als
Z 9 und 10 zu bezeichnen.

4. Im § 6 hat der erste Satz des Abs. 1 zu
lauten:

„(1) Die Österreichische Postsparkasse darf
die Einlagen und die Erlöse aus Wertpapieren
nur zu folgenden Geschäften verwenden:"

5. Im § 6 hat der Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die Veranlagungen gemäß Abs. 1 Z 3
und 4 dürfen insgesamt 60 vH der Verpflich-
tungen aus Einlagen und Wertpapieremissionen
nicht übersteigen."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Salcher

5 0 . Bundesgesetz vom 21. Jänner 19S1
über die Leistung eines sechsten zusätzlichen
Beitrages zur Internationalen Entwicklungs-

organisation (IDA)

Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. (1) Der Bundespräsident oder ein von ihm

hiezu bevollmächtigter Vertreter wird ermäch-
tigt, namens der Republik Österreich einen sech-
sten zusätzlichen Beitrag in Höhe von
1034200000 Schilling zur Internationalen
Entwicklungsorganisation zu leisten.

(2) Die Vorsorge für die finanzielle Bedeckung
trifft der Bundesminister für Finanzen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Salcher

5 1 . Bundesgesetz vom 21. Jänner 1981 über
die Gewährung eines Bundeszuschusses an das
Land Burgenland aus Anlaß der 60jährigen

Zugehörigkeit zu Österreich

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Dem Land Burgenland wird aus Anlaß
der 60jährigen Zugehörigkeit zur Republik
Österreich aus Bundesmitteln ein einmaliger
Zweckzuschuß im Betrage von 20 Millionen
Schilling gewährt. Dieser Bundeszuschuß ist für
besondere Vorhaben im Interesse der Festigung
der Zugehörigkeit dieses Bundeslandes zur Repu-
blik Österreich zu verwenden und zur Stärkung
der für die bezeichneten Zwecke vorgesehenen
Landesmittel bestimmt.

§ 2. Die Überprüfung der widmungsgemäßen
Verwendung des Bundeszuschusses behält sich der
Bund vor.

§ 3. Der Bundeszuschuß ist vom Land Burgen-
land haushaltsmäßig zu verrechnen.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Salcher


